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Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zur Gefahr der weiteren 
Verletzung demokratischer und rechtstaatlicher Grundsätze in Italien

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 113 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass das italienische Verfassungsgericht seit dem 9. Juni 2006 ohne das 
verfassungsmäßig vorgesehene Plenum von 15 Mitgliedern tätig ist; 

B. in der Erwägung, dass nach dem Wortlaut der Verfassung die Anzahl der Mitglieder 
dieses Gerichts ausdrücklich festgelegt ist und dass „ein aus irgendeinem gebotenen 
Grund freiwerdender Sitz“ eines Verfassungsrichters „binnen eines Monats wieder besetzt 
wird“;

C. in der Erwägung, dass seit den Wahlen vom 13./14. April der gemeinsamen 
Kontrollausschuss von Abgeordnetenkammer und Senat, der mit der Lenkung und 
Aufsicht des öffentlich-rechtlichen Rundfunks betraut ist, noch nicht seinen Vorsitzenden 
gewählt hat und unter diesen Umständen die ihm durch Gesetz übertragenen Aufgaben 
nicht wahrnehmen kann, was sich unmittelbar auf die Frage auswirkt, ob die Tätigkeit der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten rechtens ist, und wodurch die politischen 
Parteien seit mehreren Monaten keinen ordnungsgemäßen Zugang zur politischen 
Kommunikation und Information im Rundfunk haben.    

D. in der Erwägung, dass das Verfassungsgericht und der Kontrollausschuss wesentliche 
Aufgaben im Rahmen der italienischen Rechtsordnung erfüllen, um die Achtung der 
Rechtstaatlichkeit und der Demokratie zu gewährleisten; 

E. in der Erwägung, dass die italienischen Institutionen inzwischen immer wieder blockiert 
sind, unabhängig von der politischen Ausrichtung der jeweiligen Regierung;

1. fordert den Rat auf, gemäß Artikel 6 und 7 VEU  festzustellen, dass in der Republik 
Italien die eindeutige Gefahr der weiteren schwerwiegenden Verletzung der Grundsätze 
der Freiheit und Demokratie besteht.


